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Außerordentliche Beilage 
zum Amtsblatt / 11. der Königlich Preuß. Regierung in Frankfurt a. O. 
Ausgegeben den 13. März 1867. 


Zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die definitive Untervertheilung ꝛc. der Grundſteuer in den 
ſechs öſtlichen Provinzen ꝛc. vom 8. Februar 1867 ift nachſtehende Anweiſung erſchlenen, die hierdurch 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird: 


Anweiſung vom 13. Februar 1867 
für 
das Verfahren bei Behandlung der Reklamationen gegen die Ergebniffe der proviſoriſchen 
Untervertheilung der Grundſteuerſummen innerhalb der Gemeinde⸗, ſelbſtſtändigen Guts- 
und Grundſteuererhebungsbezirke, behufs Ausführung des Geſetzes, betreffend die definitive 
Untervertheilung und Erhebung der Grundſteuer in den ſechs öſtlichen Provinzen des 
Staats ꝛc., vom 8. Februar 18 67. 
(Geſetzſammlung Seite 185.) 
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8.1. Die Mittheilung der Abſchrift der Mutterrollen an die Gemeindevorſtände, an die Inhaber 
ſolcher ſelbſtſtändigen Gutsbezirke, welche die ſteuerpflichtigen Liegenſchaften mehr als eines Eigenthümers 
umfaſſen, und an die Ortserheber in den beſonderen Grundſteuererhebungsbezirken und die dadurch begrün⸗ 
dete Einleitung des Reklamatlonsverfahrens in Gemäßheit der Vorſchrift des §. 14 des Geſetzes über He 
definitive Untervertheilung der Grundſteuer vom 8. Februar 1867 iſt längſtens binnen vier Wochen nach 
dem Erſcheinen des gedachten Geſetzes zu veranlaſſen und hat die Regierung dafür zu ſorgen, daß die Ab⸗ 
ſchriften der Mutterrollen für die betreffenden Bezirke durch Nachtragung der ſämmtlichen Fortſchreibungen 
vervollſtändigt werden. 

Für diejenigen Gemeinde⸗ oder Grundſteuererhebungsbezirke, in welchen eine mit der Zuſammenlegung 
von Grundſtücken verbundene Gemeinheitstheilung ſchwebt, und deshalb die Aufſtellung der Flurbücher und 
Mutterrollen noch nicht erfolgt ift, bleibt das Reklamationsverfahren zur Zeit noch ausgeſetzt. ($: 20 und 
3. Abſatz im §. 36 des Geſetzes.) 

§. 2. Die Regierung überweiſt zum Behufe der Eröffnung des Rellamationsverſahrens ($. 1) die 
vervollſtändigten Abſchriften der Mutterrollen des betreffenden Kreiſes, bezirksweiſe geordnet, dem 
Kreislandrathe. 

Der letztere läßt dieſelben für den betreffenden Bezirk mit Benutzung des anliegenden Muſters I. 
jedem Gemeindevorſtande, jedem Inhaber eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirks, welcher die grundſteuerpflichtigen 
Liegenſchaften mehr als eines Eigenthümers enthält, und jedem Ortserheber in einem beſonderen Grund⸗ 
ſteuererhebungsbezirke — gegen Ertheilung einer zu den Reklamatlonsakten zu bringenden Empfaugs⸗ 
beſchelnigung nach dem anliegenden, foweit angänglich vor der Zuſendung auszufüllenden Muſter II. — 
mit der Welſung zugehen, ſie mit den darin nachgewieſenen Ergebniſſen der vorläufigen Untervertheilung 
der auf den Gemeinde“, beziehungsweiſe auf den Guts- oder Erhebungsbezirk vertheilten Grundſteuerſumme 
auf die einzelnen Liegenſchaften, in dem betreffenden Bezirke in ortsüblicher Welſe bekannt zu machen. 

Die Gemeindevorſtände, Inhaber der felbititändigen Gutsbezirke, beziehungsweiſe die Ortserheber haben 
eine Beſcheinigung darüber, daß, an welchem Tage und in welcher Weiſe dieſe Bekanntmachung erſolgt 
iſt, unter Benutzung des anliegenden, vor der Zuſendung an den Gemeindevorſtand ꝛc., ſoweit angänglich, 
auszufüllenden Muſters III. auszuſtellen und ſolche nach Ablauf der ſechswöchentlichen Reklamationsfriſt 
($. 14 des Geſetzes) unter Rückgabe der Abſchrift der Mutterrolle dem Kreislandrathe einzuſenden. 

Sofern die Abſchrift der Mutterrolle nebſt der Beſcheinigung binnen ſechs Tagen nach Ablauf der 
Reklamationefriſt bei dem Landrathe nicht eingegangen fein ſollte, hat der Letztere dieſelben auf Koſten des 
ſäumigen Gemeindevorſtandes u. ſ. w. abholen zu laſſen. 

1 


Sollte die Abſchrift bei dem Gemeindevorſtande, dem Inhaber des ſelbſtſtändigen Gutsbezirks oder bel 
dem für den betreffenden Grundſteuererhebungsbezirk beſtellten Ortserheber oder anderweit während der 
Offenlegung derſelben ze: verloren gehen oder ſonſt beſchädigt oder in unbrauchbaren Zuſtand verſetzt wer⸗ 
den, ſo hat die Regierung eine andere Abſchrift auf Koſten des ſchuldigen Gemeindevorſtandes u. ſ. w. 
anfertigen zu laſſen. 

d Zur Einſicht der Betheiligten ſind gleichzeitig mit der Abſendung der Abſchriften der Mutter- 
rollen an die Orts⸗ und Bezirksvorſtände (§. 2) die Originale der Flurbücher und Mutterrollen mit den 
dazu gehörigen Gemarkungsreinkarten während eines ſechswöchentlichen Zeitraums an einem oder einigen 
von der Regierung zu beſtimmenden Orten des betreffenden Kreiſes unter Anweſenheit eines gleichfalls von 
der Bezirksregierung zu beſtimmenden techniſchen Beamten offen zu legen. , 

In der Regel ift hierzu die Kreisſtadt oder der Wohnort des Fortſchreibungsbeamten zu beftimmen. 

Die Offenlegung dieſer Schriftſtücke muß innerhalb des feſtgeſetzten ſechswöchentlichen Zeitraumes 
(8. 15 des Geſetzes) an mindeſtens zwei Tagen in jeder Woche, und zwar an biefen ſowohl Vor- als 
Nachmittags erfolgen. ; A it! | nnd 

Der zur Beaufſichtigung und zur Ertheilung von Auskunft von der Bezirksregierung zu beſtimmende 
Beamte, hat bei eigener Verantwortlichkeit dafür zu ſorgen, daß die offen zu legenden Dokumente recht: 
zeitig herbeigeſchafft und während der Zeit der Offenlegung ſicher und gut aufbewahrt werden. 

Daß, wo und an welchen Tagen die Offenlegung der bezeichneten Schriftſtücke erfolgen werde, iſt den 
Betheiligten in dem Eröffnungsſchreiben (§. 2) und noch beſonders allgemein durch die Kreisblätter oder 
die, die Stelle derſelben vertretenden Öffentlichen Blätter bekannt zu machen. (§. 15 des Geſetzes.) 

§. 4. Der Fortſchreibungsbeamte oder der mit der Auslegung der Karten beauftragte andere Ted- 
nifer haben den Gemeindevorſtänden, den Ortserhebern, den Inhabern der ſelbſtſtändigen Gutsbezirke, 
ſowie den einzelnen Grundeigenthümern oder deren Stellvertretern jede von ihnen verlangte Auskunft 
bereitwilligſt zu ertheilen, etwa obwaltende Mißverſtändniſſe durch zuvorkommende Klarlegung des Sad 
verhältniſſes zu beheben, auch dahin zu wirken, daß die Reklamationen ſelbſt ausreichend begründet werden, 
zu welchem Behufe fie die erforderlichen Unterlagen den Betheiligten zu gewähren haben. 

Sie ſind endlich auch verpflichtet, über mündlich angebrachte Reklamatlonen eine ſchriftliche Verhand⸗ 
lung, ſoweit thunlich, mit Benutzung des anliegenden Muſters IV. aufzunehmen und den Reklamanten 
gegenüber die im Eröffnungsſchreiben (Muſter L zu §. 2) enthaltenen Vorhaltungen zu wiederholen. 

§. 5. Die zur Anbringung von Einwendungen gegen die Ergebniſſe der proviſoriſchen Unterverthel⸗ 
lung feſtgeſetzte präkluſiviſche Friſt von ſechs Wochen (§. 14 des Geſetzes) beginnt mit der Bekanntmachung 
des Eröffnungsſchreibens und der Abſchrift der Mutterrolle an die betheiligten Grundbeſitzer (§. 2), es 
wird jedoch der Tag der Bekanntmachung bei dieſer Friſt nicht mitgerechnet. 

Die im Reklamatlonsverfahren anzubringenden Einwendungen ſelbſt können nur bie Liegenſchaften 
eines einzelnen Grundeigenthümers in einem und demſelben Gemeinde, ſelbſtſtändigen Guts⸗ oder 
Grundſteuererhebungsbezirke betreffen und danach neben der Geltendmachung der entdeckten materiellen Irr⸗ 
thümer erhoben werden: 

a) wegen unrichtiger Angabe des Flächeninhalts einzelner Grundſtücke, ſoweit dieſelbe nicht auf 
einem materiellen Irrthume beruht; 7 
b) wegen unrichtiger Einſchätzung in dle Klaſſen des Tarifs. 

8. 6. Welche Verſehen als materielle Irrthümer anzuſehen find und im Wege der Fortſchrei⸗ 
bung auch nach dem Ablaufe der Reklamationsfriſt gerügt und berichtigt werden können, ift im §. 2 des 
Grundſteueruntervertheilungsgeſetzes näher erläutert. Es ſind hiernach insbeſondere in Betracht zu ziehen: 

a) wenn Grundſtücke nicht bei demjenigen Gemeinde: oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirke veranlagt por: 
den ſind, welchem ſie angehören; 

b) wenn Grundſtücke zwei- oder mehrfach, oder 

c) gar nicht veranlagt worden ſind; 

d) wenn bei Uebertragung der Einſchätzungsreſultate aus den Kupons in die Gemarkungskarte eine 
unrichtige Kulturart oder Bonttätsklaffe in die Karte übernommen ift, oder 

e) die in dem Einſchätzungsregiſter, der Klaſſenzuſammenſtellung, dem Flurbuch u. f. w. enthaltene 
Angabe über die Kulturart oder Bonitätsklaſſe eines Grundſtücks mit der betreffenden Angabe im 
Kupon oder in der Gemarkungskarte nicht übereinſtimmt; 

) wenn bei der Flächeninhaltsberechnung die Summe der einzelnen Rechnungspofitionen unrichtig 
gezogen oder ein anderer offenbarer Fehler untergelaufen iſt; 
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g) wenn grundſteuerpflichtige Grundſtücke nicht zur Steuer herangezogen, oder umgekehrt, von der 
Grundſteuer geſetzlich freizulaſſende Grundſtücke der Steuer unterworfen worden find» a 

Einwendungen wegen unrichtiger Angabe des Flächeninhalts einzelner Grundſtücke ſind ohne Beſchrän⸗ 
kung zuzulaſſen, auch wenn dieſelben ſonſt als materielle Irrthümer zu behandeln und zu erledigen ſein 
würden. Jusbeſondere gehören dahin ſolche Ausſtellungen, welche ſich auf die unrichtige Aufnahme der 
Grenzen zwiſchen den Grundſtücken von zwei verſchiedenen Eigenthümern oder zwiſchen den zu verſchledenen 
ſelbſtſtändigen Beſitzungen gehörigen Grundstücken oder auf die unrichtige Ermittelung des Flächeninhalts 
der Grundſtücke beziehen und deren Geltendmachung im frühern allgemeinen Reklamationsverfahren aus⸗ 
geſchloſſen war. N 

Nicht minder find Einwendungen ohne Einſchränkung zuläſſig, wenn ganze Grundſtücke, beziehungs⸗ 
weiſe n in der Mutterrolle unter dem Namen von Beſitzern eingetragen ſind, welchen ſie 
nicht gehören. . ` 

$. 7. Einwendungen wegen unrichtiger Einſchätzung find zuläſſig (8. 13 des Geſetzes) ` 

a) wegen unrichtiger Aufnahme der Kulturart einzelner Grundſtücke, ſofern eine Kulturveränderung 
nicht erſt nach bewirkter Einſchätzung ſtattgefunden hat; 

b) wegen des gleichen Grundes, wenn das betreffende Grundſtück gemäß der Beſtimmung im 8. 39 
Abſatz 2 der Anweiſung vom 21. Mai 1861 (Geſetz⸗Sammlung Seite 257) zu den daſſelbe 
umſchließenden oder daran angrenzenden Grundſtücken gezogen worden ift, ſofern die betreffenden 
angrenzenden Grundſtücke ſich nicht ebenfalls im Eigenthume des Reklamanten befinden; . 

c) wegen unrichtiger Einſchätzung in die Klaſſen des Tarifs, insbeſondere auch wenn das betreffende 
Grundſtück gemäß der Beſtimmung im 8. 39 Abſatz 3 und 5 a. a. O. zu der für die angren⸗ 
zenden Grundſtücke angenommenen Tariftlaſſe eingeſchätzt worden ift und die betreffenden angren⸗ 
zenden Grundſtücke ſich nicht ebenfalls im Eigenthume des Reklamanten befindeꝛn 

d) wegen ungleichmäßiger Einſchätzung einzelner Grundstücke gegen andere, ſpeziell zu bezeichnende 
Grundſtücke in dem nämlichen Gemeinde oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirke 2c. ; 

8. 8. Nach dem Ablauf der Präkluſtofriſt (8. 5) hat der Landrath die eingegangenen Reklamationen 
dem Fortſchreibungsbeamten des Kreiſes zu überweiſen, um dieſe in zwei getrennten, für jeden Gemeinde, 
beziehungsweise ſelbſtſtändigen Gutsbezirk ꝛc. geſondert anzulegenden Nachweiſungen nach den beigefügten 
Muſtern V. und VI. überſichtlich geordnet zuſammen zu ſtellen. ; 7 

In der Nachweiſung (A) nach Muſter V. find diejenigen Reklamationen zu verzeichnen, welche ſich 
auf materielle Irrthümer, ſowie auf die unrichtige Angabe der Flächeninhalte beziehen (§. 6); in der Nach⸗ 
weifung (B) nach Muſter VI. aber die gegen die Einschätzung erhobenen Reklamationen (S. (). IS 

In die Nachweiſung nach dem Muſter V. hat der Fortſchreibungsbeamte zugleich ſeine gutachtliche 
Aeußerung über die Reklamationen einzutragen. . 

Beide Nachweiſungen ſind mittelſt abgeſonderter Berichte des Fortſchreibungsbeamten durch den Land⸗ 
rath, welcher feine etwaigen Bemerkungen denſelben beizufügen hat, der Bezirksregierung einzuſenden. 

: Dem Berichte des Fortſchreibungsbeamten, mit welchem die Nachweiſungen der Reklamationen gegen 

die Einſchätzung (Muster VI.) eingereicht werden, hat der Landrath gleichzeitig fein Gutachten darüber 
beizufügen, auf wie hoch nach dem Umfange und der Bedeutung der Reklamationen die Anzahl der Mit⸗ 
glieder der Reklamationskommiſſlon (8. 17 des Geſetzes) zu beſtimmen iſt. 

Einwendungen, welche ſich lediglich auf die unrichtige Angabe des Beſitzers in der Grundſteuermutter⸗ 
rolle beziehen, ſind in die Reklamationsnachweiſungen nicht aufzunehmen, vielmehr im gewöhnlichen Fort- 
ſchreibungswege nach den durch die Fortſchreibungsanweiſung I. vom 17. Januar 1865 getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen zur Erledigung zu bringen. Die hierüber gepflogenen Verhandlungen ſind den Fortſchreibungs⸗ 
verhandlungen in der vorgeſchriebenen Weiſe als Beläge beizufügen. 

8. 9. In Betreff der in der Nachweiſung LA) nach Muſter V. eingetragenen Reklamationen wegen 
materieller Irrthümer und wegen unrichtiger Angabe des Flächeninhalts einzelner Grundſtücke, hat die e: 
gierung zunächſt die weitere Prüfung durch den Obergeometer zu veranlaſſen, um demnächſt über dieſelben 
endgültig zu entſcheiden, beziehungsweiſe deren anderweite Erledigung herbeizuführen. 

Bel Beurtheilung der Richtigkeit der Feſtſtellung des Flächeninhalts der Grundſtücke ſind diejenigen 
Vorſchriften maßgebend, welche für die Ausführung der diesfälllgen Arbeiten bei dem allgemeinen Ver⸗ 
mlagungsverfahren erlaſſen worden find. (§. 16 des Geſetzes.) 

Mit Rückſicht hierauf iſt ſeitens der Bezirksreglerung zunächſt zu prüfen, ob für die abzufaſſende 
Utſcheidung die ausreichenden Unterlagen bereits vorhanden oder ſolche noch durch örtliche Unterſuchung 
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oder Nachmeſſungen zu befchaffen find. Mit der Ausführung der Letzteren iſt in der Regel der Fortſchrei⸗ 
bungsbeamte des Kreiſes zu beauftragen; es bleibt jedoch dem Ermeſſen der Regierung überlaffen, mit der⸗ 
ſelben je nach Lage der Verhältniſſe auch einen anderen der Grund⸗ und Gebäudeſteuerverwaltung ange⸗ 
hörigen techniſchen Beamten aus der Zahl der Supernumerare oder Aſſiſtenten, unter ganz beſonderen 
Umſtänden ausnahmsweiſe auch den Fortſchreibungsbeamten eines benachbarten Kreiſes zu beauftragen. 

Wenn ſich in Folge dieſer Prüfung beziehungsweiſe Unterſuchung die Reklamation als begründet er⸗ 
giebt, fo ift deren Erledigung durch den Fortſchreibungsbeamten zu veranlajfen und hat Letzterer hiervon 
den Reklamanten in Kenntniß zu ſetzen. 

Unbegründete Reklamationen ſind dagegen ſeitens der Regierung durch beſondere Entſcheidung zurück⸗ 
zuweiſen, welche dem Reklamanten durch den Gemeindevorſtand beziehungsweiſe den Gutsinhaber oder den 
Ortserheber in den beſonderen Grundſteuererhebungsbezirken zu inſinuiren ift. 

§. 10. In allen Fällen, in welchen örtliche Unterſuchungen wegen der im §. 6 bezeichneten Rella- 
matlonen gegen materielle Irrthümer ꝛc. nöthig werden, iſt dem Reklamanten von dem Zeitpunkte derſelben 
durch Vermittelung des Gemeindevorſtandes, beziehungsweiſe des Inhabers des felbftftändigen Gutsbezirks 
oder des für den Grundſteuererhebungsbezirk beſtellten Ortserhebers mit der Aufforderung Nachricht zu 
geben, der örtlichen Unterſuchung felbft oder durch Bevollmächtigte, eventuell in Gemeinſchaft mit den 
Grenznachbaren beizuwohnen. 

Mit der diesfälligen Aufforderung, zu welcher das anliegende Muſter VII. dient, iſt die Warnung 
zu verbinden, daß im Falle des Nichterſcheinens der Geladenen der Zweck der Unterſuchung vereltelt oder 
nicht vollſtändig erreicht werde, die entſtandenen Koſten, ſowie die durch etwaige, ſpäter nothwendig wer⸗ 
dende Nachtragsarbeiten noch entſtehenden Koſten dem Ausbleibenden, beziehungsweiſe denjenigen Betheiligten, 
durch welche die ſachgemäße Erledigung der Unterſuchung verhindert worden, würden zur Laft gelegt und 
von denſelben im Verwaltungswege würden eingezogen werden. 

Ueber das Ergebniß der örtlichen Unterſuchung ift eine von den Betheiligten mit zu vollziehende Ber- 
handlung aufzunehmen, in welcher unter Bezugnahme auf die eventuell ausgeführte Vermeſſung das Sach⸗ 
verhältniß kurz darzulegen iſt. 

8. 11. Nachdem der Regierung die Nachweiſung der Reklamationen gegen die Einſchätzungen zugegan⸗ 
gen ($. 8), ernennt dieſelbe den Ausführungskommiſſar für den betreffenden Kreis, fegt zugleich unter Be⸗ 
rückſichtigung des Umfanges des Kreiſes und der Zahl und Bedeutung der eingegangenen Reklamationen, 
die Anzahl der Mitglieder, aus welchen die zu bildende Reklamationskommiſſion beſtehen foll, feft, beſtimmt 
die Anzahl der zu beſtellenden Erſatzmänner und ordnet, ſoweit ſolches erforderlich, der Kommiſſion einen 
Forſtſachverſtändigen zu. (§. 17 des Geſetzes.) 

Nach der getroffenen Anordnung hat der Landrath die Wahl der Hälfte dieſer Mitglieder und deren 
Erſatzmänner durch die kreisſtändiſche Verſammlung zu veranlaſſen und das Reſultat derſelben der Bezirks⸗ 
regierung anzuzeigen, während die andere Hälfte derſelben und die entſprechende Anzahl von Erſatzmännern 
nach Anhörung des Ausführungskommiſſars von der Bezirksregierung zu berufen iſt. 

§. 12. Dem ernannten Ausführungskommiſſar ($. 11) liegt die allgemeine Leitung des Reklamations⸗ 
verfahrens ob. Derſelbe hat die Sitzungen der Reklamatlonskommiſſion anzuberaumen, zu dieſen die Ein⸗ 
ladungen der Mitglieder zu erlaſſen, und in denſelben den Vorſitz zu führen. 

Ueber jede Sitzung, zu welcher auch der Fortſchrelbungsbeamte behufs Ertheilung der erforderlichen 
Auskunft zuzuziehen, iſt ein Protokoll aufzunehmen, in welchem die gefaßten Beſchlüſſe unter kurzer Dar⸗ 
legung der Erwägungsgründe aufzuzeichnen find und welches von dem Vorſitzenden und den Mitgliedern 
zu unterſchreiben iſt. 

Die Beſchlüſſe der Kommiſſion werden nach Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit giebt bie 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Zur Beſchlußfähigkeit der Kommiſſion iſt die Anweſenheit der Hälfte der Mitglieder, ſofern die Kom⸗ 
auf Seel aus zwei Mitgliedern befteht, die Anweſenheit beider Mitglieder erforderlich. (8. 17 
des Geſetzes. 

§. 13. Nach erfolgter Wahl, bezlehungsweiſe Berufung der Mitglieder der Reklamationskommiſſion, 
find diefe behufs ihrer Konſtituirung zu einer Sitzung mittelſt beſonderer Anſchrelben einzuberufen und mit 
den ergangenen geſetzlichen Vorſchriften über das Reklamationsverfahren und mit den Beſtimmungen dieſer 
Anweiſung genau bekannt zu machen. 

In dieſer Sitzung iſt die Nachweiſung der eingegangenen Reklamationen gegen die Einſchätzun 
(Muſter VI. zu §. 8) mit ihren Unterlagen vorzulegen und einer ſorgfältigen und eingehenden Prüfung 


unterſtellen, auch hiernächſt die Beſchlußfafſung der Commiſſion darüber zu veranlaſſen, welche Rekla⸗ 
mationen einer örtlichen Unterſuchung unterworfen oder von einer ſolchen ausgeſchloſſen werden ſollen. 

In jedem Falle ſind diejenigen Reklamationen von der örtlichen Unterſuchung auszuſchließen, welche 
ſich außerhalb der im §. 7 dieſer Anweiſung bezeichneten Grenzen bewegen. d 

Ihrem Gegenſtande nach gefeglich zuläſſige Reklamationen find bloß aus Rückſicht einer mangelhaften 
Begründung nicht zurückzuweiſen. 

. 14. Nach erfolgter Feſtſtellung der zur örtlichen Unterſuchung verwieſenen Reklamationen ſind 
e ee ee der Reklamatlone⸗Commiſſion beſondere Reklamationsbezirke zu bilden. (S. 18 
des Geſetzes. 

Die Grenzen dieſer Bezirke ſind nicht ſowohl nach der Verſchiedenheit beſtimmter Kreistheile, als 
vorzugsweiſe nach der Anzahl, der Wichtigkeit und nach dem Umfange der zu unterſuchenden Reklamationen 
in beſonderer Berückſichtigung der fih aus den Bodenverhültniſſen ergebenden Schwierigkeiten abzumeſſen 
und feſtzuſtellen. Es ift daher vorzugsweiſe darauf zu ſehen, daß ſämmtlichen Bezirken ein möglichſt 
gleiches Arbeitspenſum zugewieſen wird und in denſelben das Verfahren mit der erforderlichen Sorgfalt 
und Genauigkeit in den zu beſtimmenden Friſten bewältigt werden kann. 

Die Auswahl der beiden Mitglieder der Commiſſion, welche als Rellamationsdeputation in jedem 
beſonderen Reklamationsbezirke zu fungtren haben und eventuell deren Stellvertreter aus der Anzahl der 
gewählten, beziehungsweiſe berufenen Erſatzmänner, gehört zu den Befugniſſen des ernannten Commiſſars. 
(Abſatz 5 im 8. 17 des Geſetzes.) 

Bei dieſer Auswohl ift möglichft der Wunſch der einzelnen Commiſſionsmitglieder zu berückſichtigen, 
jedoch darauf Bedacht zu nehmen, daß ſoweit als thunlich jeder Deputation ein ſolches Mitglied zugetheilt 
wird, welches in Folge der früheren Betheiligung bei den allgemeinen Grundſteuerveranlagungsarbeiten mit 
den Verhältniſſen des Kreiſes und mit der feſtgeſtellten Klaſſifikation, mit den Merkmalen der einzelnen 
Bonttätsklaſſen, ſowie den Muſterſtücken gehörig bekannt iſt. ` 

Außerdem ift darauf zu ſehen, daß ein Deputirter nicht in die Lage kommt, Reklamationen zu unter- 
ſuchen, bei denen er ſelbſt direkt oder indirekt betheiligt iſt und dann die Prüfung dem andern Deputirten 
allein überlaſſen muß. i 

. 15. Jeder Reklamationsdeputation (8. 14) ift von dem Ausführungscommiſſar ein geeigneter 
Techniker beizugeben, welcher der Deputation die erforderliche Auskunft zu ertheilen hat. 

Hierzu ift, wenn irgend thunlich, der Fortſchrelbungsbeamte des Kreiſes zu beſtimmen, demſelben auch, 
inſoweit er nicht bei ſämmtlichen Deputationen fungiren kann, nach den ihm dieſerhalb von der Regierung 
zu ertheilenden ſpeziellen Weiſüngen die Auswahl des hinzuzuziehenden Technikers zu überlaſſen, wobei vors 
zugsweiſe auf ſolche Perſonen zu rückſichtigen ift, welche als Gehülfen des Fortſchreibungsbeamten thätig 
find oder ſchon bei dem allgemeinen Veranlagangsverfahren mitgewirkt haben. 

$. 16. Die Reklamatlonsdeputation hat unter Zuzlehung des ihr zugetheilten Technikers vor dem 
Beginn der örtlichen Unterſuchungen einen Plan über die Zeit und Reihenfolge der Letzteren aufzuſtellen 
und biefen dem Ausführungskommiſſar zur Einficht eventuell Abänderung mitzulheilen. Von dieſem Plane 
darf ohne dringende Veranlaſſung nicht abgewichen werden, wie denn auch jede gebotene Abänderung 
deſſelben ohne Verzug dem gedachten Commiſſar angezeigt werden muß. 

Nach Maßgabe dieſes Planes ſind die Termine zur Ausführung der örtlichen Unterſuchungen anzu⸗ 
beraumen und die im 8. 18 des Grundſteueruntervertheilungsgeſetzes vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
und Aufforderungen an die Betheiligten zu erlafſen, und zwar unter Beifügung von Behändigungsſcheinen 
zur Vollziehung nud ſofortigen Rückgabe. 

Dieſe Anſchreiben werden ebenſo, wie alle übrigen ſchriftlichen Arbeiten, von dem geodätiſchen Tech⸗ 
nifer beſorgt, unter dem Namen der Reklamationsdeputation erlaſſen und von einem Mitgliede derſelben 
unterzeichnet. i 

Die dazu erforderlichen, nach dem Muſter VIII. gedruckten Formulare find von der Bezirferenierung 
N ausreichender Anzahl dem Ausführungscommiſſar behufs Vertheilung an die Reklamatlonsdeputation zu 
überweiſen. 

8. 17. Die Reklamatlonsdeputation hat die Einwendungen gegen die Einſchätzung nicht allein mit 
Rückſicht auf die aufgeſtellten Muſterſtücke und nach Maßgabe derſelben und der im Klaſſifikationsprotokolle 
und in den etwaigen Nachträgen zu demſelben ausgeſprochenen Grundſätzen nach Anleitung der Anweiſung 
für das formelle Verfahren bei der Einſchätzung der Liegenſchaften vom 19. März 1862, ſondern auch 


mit Rückſicht auf die erfolgte Anwendung dieſer Grundſätze bei der früheren Einſchätzung der Gemarkung 

einer forgfältigen und gewiſſenhaften Prüfung zu unterſtellen. 

; Ergiebt fih hierbei die Reklamation als begründet, fo ift in gleicher Weiſe die Prüfung und Unter⸗ 
ſuchung auch auf die übrigen Theile der Gemarkung auszudehnen und danach feſtzuſtellen, welche 

Go zur Erreichung der erforderlichen Gleichmäßigkeit in der Schätzung zu ermäßigen oder zu 
rhöhen find. 

8. 18. Ueber die Ausführung der Unterſuchung (8. 17) und über den Befund iſt für jeden Gemeinde- 
oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirk ꝛc. ein beſonderes Protokoll aufzunehmen, in welchem gleichzeitig die erfolgte 
Bekanntmachung an die Betheiligten unter Beifügung der Inſinuatlonsdokumente vermerkt und angegeben 
wird, welche Perſonen der örtlichen Unterſuchung beigewohnt haben. 

In dieſem Protokolle wird das motivirte Gutachten der Reklamationsdeputation über die Beſchwerden 
und Ausſtellungen niedergelegt und zu demſelben gleichfalls die Erklärung der Reklamanten, ſowie des 
Ortsvorſtandes, beziehungsweiſe des Inhabers des ſelbſtſtändigen Gutsbezirks, in den beſonderen Grund⸗ 
ſtenererhebungsbezirken aber der beiden dazu gehörigen Grundſteuerpflichtigen (2. Abſatz im §. 18 des Ge 
ſetzes) über dieſes Gutachten erfordert. 

Dieſes Protokoll -ift demnächſt von den betheiligten Grundbeſitzern, ſowie von der Reklamatlons⸗ 
deputation und dem derſelben beigegebenen Techniker zu unterzeichnen. 

Soweit es ſich um Reklamationen gegen die Einſchätzung von Holzungen handelt, bedarf es 
der Zuziehung des von der Bezirksregierung ernannten Forſtſachverſtändigen (§. 11) nur in dem Falle, 
wenn die betreffenden Holzungen einen Umfang von mindeſtens 500 Morgen enthalten. Aber auch bei 
einer geringeren Fläche muß dieſelbe erfolgen, wenn die Deputation eine ſolche für erforderlich achtet. 

Das Gutachten des zugezogenen Forſtſachverſtändigen ift gleichfalls in das aufzunehmende Protokoll 
zu übernehmen. 

8. 20. Inſoweit die Mitglieder der Deputation über ihren Ausſpruch und über das Gutachten hin⸗ 
ſichtlich der Beſchwerde ſich nicht vereinigen können, ſind die abweichenden Anſichten derſelben im Protokolle 
niederzulegen und näher zu begründen. Es iſt jedoch von einer ſolchen Meinungsverſchiedenheit dem Aus⸗ 
führungscommiſſar ohne Verzug Nachricht zu geben, um in beſonders erheblichen Fällen auch ſeinerſelts 
noch ein Gutachten über die Reklamation und über die Art der Erledigung derſelben abgeben zu können. 

§. 21. Die Verhandlungen über die Unterſuchung und Begutachtung der Reklamationen (S§. 17—20) 
bat die Reklamationsdeputation und zwar ſobald ſolche für einen Gemeinde oder ſelbſiſtändigen Guts- 
bezirk ꝛc. abgeſchloſſen find, dem Ausführungscommiſſar einzuſenden, welcher dieſelben zu prüfen und bei 
erkannten Mängeln oder Verſtößen gegen die beſtehenden allgemeinen Anordnungen zur Vervollſtändigung 
oder Berichtigung au die Deputation zurückzugeben hat. Sind gegen die Verhandlungen Ausſtellungen 
nicht zu erheben, ſo hat der Ausführungscommiſſar nach Maßgabe derſelben die betreffenden Spalten der 
Reklamationsnachweiſung (Muſter VI. zu §. 8) auszufüllen. 

Ueber die nicht durch Zurücknahme erledigten Reklamationen hat demnächſt auf Grund des Gutachtens 
der Deputation die Commiſſion zu entſchelden, die auch die im Wege der gütlichen Vereinbarung erfolgten 
Abänderungen der Einſchätzungen hinſichtlich der Vollſtändigkeit zu prüfen und durch einen beſonderen Be⸗ 
ſcheid feſtzuſtellen hat. 

Die Entſcheidung der Commiſſion erfolgt auf den Vortrag eines von dem Vorſitzenden zu beſtim⸗ 
menden Mitgliedes. $ 

Erachtet die Commiſſion eine Reklamation zur Entſcheidung noch nicht ausreichend vorbereitet, ſo iſt 
unter gehöriger Präziſirung und Feſtſtellung der noch zu erörternden Punkte die weitere Unterſuchung und 
Vervollſtändigung der Verhandlungen durch die Reklamationsdeputation zu veranlaſſen. 

Wenn jedoch derartige Anſtände nicht vorliegen, ſo iſt der über die Reklamation zu faſſende Beſchluß 
protokollariſch feſtzuſtellen, und zwar ſo weit es ſich um eine Abänderung der beſtehenden Einſchätzung 
handelt, unter genauer Bezeichnung der betreffenden Grundſtücke nach der Nummer des Kartenblatts und 
der Flächenabſchnitte. 

Hinſichtlich derjenigen Reklamationen, welche von der Commiſſion als unbegründet zurückgewieſen 
werden, hat letztere fih gleichzeitig darüber gutachtlich zu äußern, ob und in wie weit der Reklamant die 
durch die örtliche Unterſuchung der Reklamation veranlaßten Koſten zu tragen haben dürfte. 

8. 22. Die Entſcheidungen der Commiſſion (8. 21) werden unter der Unterſchrift des Ausführungs⸗ 
commiſſars ausgefertigt und zwar mit dem Hinzufügen, daß gegen die Eutſcheidung ein weiteres Rechts⸗ 
mittel nicht zuläſſig ſei; den Reklamanten ſowohl als denjenigen Eigenthümern, deren Liegenſchaften als 
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zu niedrig eingeſchätzt erkannt und deshalb in der Eiunſchätzung erhöht worden find, jedoch freiftehe, binnen 
einer präkluſiviſchen Friſt von zehn Tagen nach dem Empfang der Entſcheidung offenbare Unrichtigkeiten oder 
Irrthümer in derſelben der Commiſſion nachzuweiſen, in welchem Falle eine nochmalige Prüfung der 
Reklamation und anderweite Entſcheidung über diefe erfolgen werde. (Abſatz 6. im S 18 des Geſetzes.) 

Ob die Entſcheidung mit Gründen auszufertigen, oder ohne ſolche zu ertheilen iſt, bleibt dem Ermeſſen 
der Commiſſion nach Bewandtniß des Falles vorbehalten. 

Die Inſinuation der Entſcheidung ift durch den Gemeindevorſtand, den Inhaber des ſelbſtſtändigen 
Gutsbezirks, beziehungsweiſe den Ortserheber in den beſonderen Grundſteuererhebungsbezirken zu bewirken 
und die Empfangsbeſcheinigung zu den Akten zu nehmen. 

ER Auf rechtzeitig eingegangene weitere Reklamation wegen offenbarer Unrichtigkeiten oder Irr⸗ 
thümer in der erlaſſenen Entſcheidung (§. 22) ift eine weitere örtliche Unterſuchung durch die Reklamations⸗ 
eee des Bezirks zu veranlaffen, wenn die behaupteten Unrichtigkeiten ausreichend begründet und 
eſcheinigt ſind. 

Wegen der Bekanntmachung des Termins zur Prüfung der Beſchwerden, wegen der Abgabe des Gut- 
achtens der Deputation und wegen Abfaſſung der anderweiten Entſcheldung über dieſelben, kommen die in 
den Së 16—22 enthaltenen Beſtimmungen in Anwendung. > 

$. 24. Die nach dem Ausfalle der Entſcheidungen vervollſtändigte Reklamationsnachweiſung (Muſter VI. 
zu §. 8) hat der Aueführungscommiſſar unter Beiſchluß der ſämmtlichen Akten und Verhandlungen und 
einer ſummariſchen Nachweiſung über die Anzahl der erhobenen Reklamationen, aus welcher gleichzeitig die 
Anzahl der vor Entſcheidung der Reklamationskommiſſion vom Reklamanten ſelbſt zurückgenommenen und der 
durch die Commiſſion als begründet, beziehungsweiſe als unbegründet erachteten Reklamationen erſichtlich 
find, der Bezirksregierung einzuſenden, um die nach §. 18 des Geſetzes erforderliche Entſcheidung über den 
Koſteupunkt hinſichtlich der als unbegründet zurückgewieſenen Reklamationen zu treffen und das Weitere 
wegen Berichtigung der Karten, Flurbücher und Mutterrollen in Gemäßheit der in Folge des Reklamatlons⸗ 
verfahrens eintretenden Abänderungen nach Maßgabe der dieſerhalb noch zu erlaſſenden Anordnungen zu 
veranlaſſen. 

E Nach Beendigung des Reklamationsverfahrens für jeden Gemeinde- oder ſelbſtſtändigen Guts⸗ 
bezirk ꝛc. find alle auf daſſelbe bezüglichen Verhandlungen nebſt den Inſinuationsdokumenten, Vorladungen zc., 
— ſoweit fie nicht zu den Fortſchreibungsverhandlungen zu nehmen find — den im Archiv der Bezirks⸗ 
regierung aufbewahrten Gemarkungsakten einzuverleiben. 

Berlin, den 13. Februar 1867. 
Der Finanzminiſter. von der Heydt. 


Muſter J. (zu F. 2). 


Grundſteueruntervertheilung. 


Kreis N. N. 
Gemeinde- (Selbstständiger Guts-, Grundsteuererhebungs-) Bezirk Buchhain. 
An 


den Gemeindevorstand 
(Inhaber des selbstständigen Gutsbezirks 
Herrn N. N. 
Ortserheber für den Grundsteuererhebungsbezirk N. N. Herrn N. N.) zu Buchhain. 


Der Gemeindevorstand . ee erhält in Gemäßheit der 
Beſtimmung des 8. 14 des Geſetzes, betreffend die definitive Untervertheilung und Erhebung der Grund⸗ 
ſteuer in den ſechs öſtlichen Provinzen des Staats x. vom 8. Februar 1867 (Geſetzſammlung für 1867 
S. 185) anliegend eine Abſchrift der Grundſteuermutterrolle von den in dem obengenannten Bezirke bele⸗ 
genen Liegenſchaften mit dem Bemerken zugefertigt, daß das Original der Flurbücher und der Mutterrollen 
des Kreiſes nebſt den dazu gehörigen Karten zur Einſicht aller Betheiligten 

in dem Amtslokale des Fortschreibungsbeamten Herrn N. N. zu N. vom 13. März bis 
zum 24. April d. J. an 2 Tagen in der Woche, nämlich am Mittwoch und Sonnabendl in 
den Stunden von 8 Uhr Vormittags bis 4 Uhr Nachmittags 


offen gelegt find und daß jedem Grundeigenthümer in dem obengenannten Bezirke neben der Geltend⸗ 
machung der entdeckten materiellen Irrthümer, die ſtets im Wege der Fortſchreibung beſeltigt werden, inner⸗ 
halb einer präkluſtviſchen Friſt von ſechs Wochen das Recht zur Erhebung von Reklamationen zuſteht, 

1. wegen unrichtiger Angabe des Flächeninhalts einzelner Grunvftüde, 

2. wegen unrichtiger Einſchätzung in die Klaſſen des Tarifs. i 

Als ein materieller Irrthum iſt es insbeſondere anzufehen : 

a) wenn Grundſtücke nicht bei demjenigen Gemeinde- oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirke veranlagt 
worden ſind, welchem ſie angehören; 

b) wenn Grundſtücke zwei⸗ oder mehrfach, oder 

c) gar nicht veranlagt worden ſind; 

d) wenn bei Uebertragung der Einſchätzungsreſultate aus den Kupons in die Gemarkungskarte 
eine unrichtige Kulturart oder Bonitätsklaſſe in die Karte übernommen iſt, oder 

e) die in dem Einſchätzungsregiſter, der Klaſſenzuſammenſtellung, dem Flurbuch ꝛc. enthaltene 
Angabe über die Kulturart oder Bonitätsklaſſe eines Grundſtücks mit der betreffenden Angabe 
im Kupon oder in der Gemarkungskarte nicht übereinſtimmt; 

1) wenn bei der Flächeninhaltsberechnung die Summe der einzelnen Rechnungspoſitionen unrichtig 
gezogen oder ein anderer offenbarer Fehler untergelaufen iſt; 

g) weun grundſteuerpflichtige Grundſtücke nicht zur Steuer herangezogen, oder umgekehrt von der 
Grundſteuer geſetzlich freizulaſſende Grundſtücke der Steuer unterworfen worden ſind. 

Bei den Einwendungen wegen unrichtiger Feſtſtellung des Flächeninhalts einzelner Grund⸗ 
ſtücke kommt es nicht lediglich darauf an, ob eine nochmalige Vermeſſung der letzteren einen Flächeninhalt 
ergiebt, welcher von den Flächenangaben der Mutterrolle um etwas abweicht, vielmehr darauf, ob die für 
die Ausführung der geometriſchen Arbeiten behufs der Grundſteuerveranlagung ergangenen Vorſchriften 
richtig zur Anwendung gekommen find und die fih bei einer Nachmeſſung der Grundſtücke gegen die Mutter- 
rolle etwa ergebenden Abweichungen diejenige Grenze der Genauigkeit überſchreiten, welche nach den Grund⸗ 
ſätzen jener Vorſchriften hätte erreicht werden müſſen. Uebrigens gehören hierher auch ſolche Ausſtellungen, 
welche ſich auf die unrichtige Aufnahme der Grenzen zwiſchen den Grundſtücken von zwei verſchiedenen 
Eigenthümern oder zwiſchen den zu verſchledenen ſelbſtſtändigen Beſitzungen gehörigen Grundſtücken beziehen. 

Nicht minder ſind Einwendungen zuläſſig, wenn ganze Grundſtücke beziehungsweiſe Flächenabſchnitte 
in der Mutterrolle unter dem Namen von Beſitzern eingetragen ſind, welchen ſie nicht gehören. 

Einwendungen wegen unrichtiger Einſchätzung find zuläffig: 

a) wegen unrichtiger Aufnahme der Kulturart einzelner Grundſtücke, ſofern eine Kulturveränderung 
nicht erſt nach bewirkter Einſchätzung ſtattgefunden hat; 

p) wegen des gleichen Grundes, wenn das betreffende Grundſtück gemäß der Beſtimmung im $. 39 
Abſatz 2 der Anweiſung vom 21. Mat 1861 (Geſetzſammlung S. 257) zu den daſſelbe umſchlie⸗ 
ßenden oder daran angrenzenden Grundſtücken gezogen worden iſt, ſofern die betreffenden angren⸗ 
zenden Grundſtücke fich nicht ebenfalls im Eigenthum des Reklamanten befinden; 

c) wegen unrichtiger Einſchätzung in die Klaſſen des Tarifs, insbeſondere auch wenn das betreffende 
Grundſtück gemäß der Beſtimmung im §. 39 Abſatz 3 und 5 a. a. O. zu der für die angren⸗ 
zenden Grundſtücke angenommenen Tarifklaſſe eingeſchätzt worden ift und die betreffenden angren⸗ 
zenden Grundſtücke fich nicht ebenfalls im Eigenthum des Reklamanten befinden; 

d) wegen ungleichmäßiger Einſchätzung einzelner Grundſtücke gegen andere, ſpeziell zu bezeichnende 
Grundſtücke in dem nämlichen Gemeinde⸗ ꝛc. Bezirke. 

Die Reklamationen müſſen ſchriftlich unter Angabe von Reklamationsgründen angebracht, können aber 
auch vor dem Fortſchreibungsbeamten des Kreiſes mündlich zu Protokoll erklärt, jedenfalls aber nach Ablauf 
der beſtimmten Prökluſivfriſt nicht weiter berückſichtigt werden. 

Sogleich nach dem Eingange dieſer Verfügung iſt dies in dem dortigen Bezirke in der ortsüblichen 
Welſe mit dem Eröffnen bekannt zu machen, daß: 

a) die Abſchrift der Mutterrolle während ſechs Wochen, vom Tage der Bekanntmachung ab ges 
rechnet, in einem beſtimmt zu bezeichnenden Lokale innerhalb des Bezirks zur Einſicht offen liege 
und etwaige Reklamationen binnen gleicher, präkluſiviſcher Friſt bei dem Unterzeichneten anz 
zubringen ſeien; 

p) die durch die örtliche Unterſuchung unbegründeter Reklamationen entſtehenden Koſten dem Rekla⸗ 
manten zur Laſt fallen und von demſelben im Verwaltungswege eingezogen werden würden. 


Der Empfang dieſer Verfügung nebſt Anlagen iſt unter Benutzung des anliegenden Formulars A. 
umgehend dem Unterzeichneten anzuzeigen. 

Ferner ift nach Ablauf der ſechswöchentlichen Reklamationsfriſt von dem Gemeindevorstande unter 
Benutzung des anliegenden Formulars B. eine Beſcheinigung darüber, daß, an welchen Tagen und in 
welcher Weiſe die Offenlegung der Abſchrift der Mutterrolle zur Einſicht der Betheiligten ſtattgefunden hat, 
auszuſtellen und unter Rückgabe der Abſchrift der Mutterrolle ebenfalls an den Unterzeichneten einzuſenden. 

Sofern die Abſchrift der Mutterrolle nebſt der Beſcheinigung binnen ſechs Tagen nach Ablauf der 
Reklamatlonsfriſt bei dem Unterzeichneten nicht eingegangen ſein ſollte, werden die gedachten Schriftſtücke 
auf Koſten des Gemeindevorstandes abgeholt werden. ei $ 

Sollte die Abfehrift dort oder anderweit während der Offenlegung verloren gehen, oder ſonſt beſchädigt 
oder in unbrauchbaren Zuſtand verſetzt werden, ſo wird eine neue Abſchrift auf Koſten des Gemeinde- 
vorstandes gefertigt werden. 

N. N., den 9. März 1867. 
Der Landrath N. N. 


munen Muſter 11. (zu 8. 2.) 


Genetik 
Empfangsbejheinigung: 
(A.) 


Gemeinde- (Selbstständiger Guts-, Grundstenererhebungs-) Bezirk Buchhain. 


Daß die Verfügung des Herrn Landrath vom 9. d. M., die Eröffnung des Reklamations verfahrens 
gegen die Untervertheilung der Grundſteuer betreffend, nebſt einer Abſchrift der Grundſteuermutterrolle des 
oben genannten Bezirks am 10. d. M. hier richtig und in gutem Zuſtande befindlich eingegangen ift, wird 
hierdurch beſchelnigt. 

Buchhain, den 10. März 1867. 
Der Kë p eyorstand. 
N. 


An 
den Königlichen Landrath 


Herrn s e Ee wee 
zu 
Königliche Grundſteuer⸗ 
veranlagungsſac he e 


Mutter M. (u $- 2) 


Grundſteueruntervertheilung. 
Beſcheinigung. 
(B.) 
Gemeinde- (Selbstständiger Guts-, Grundstenererhebungs-) Bezirk Buchhain. 
Es wird hierdurch beſcheinigt, daß der Eingang der Verfügung des Herrn Landraths vom 
9. März d. J., das Reklamationsverfahren gegen die Untervertheilung der Grundſteuer betreffend, 
und der mit derſelben hierher gelangten, anbei zurückerfolgenden Abſchrift der Grundſteuermutterrolle 


— des oben genannten Bezirks den Betheiligten in ortsüblicher Weiſe bekannt gemacht worden iſt. 
2 


=- 


— 


Die Bekanntmachung iſt erfolgt am 10. März d. J. und die Offenlegung der Verfügung und 


der Abſchrift der Mutterrolle in dem 


heutigen Tage ſtattgefunden. 
Buchhain, den 23. April 1867. 


Schulzenamt 


Der Gemeindevorstand. 
N. N. 


An 
den Königlichen Landrath 
Herrn N. N. 
zu 


N. N. 


Muſter IV. (zu 8. 4.) 
— — 


Grundſteueruntervertheilung. 


Zu Nr. 1. der Reklamationsnachweiſung A. 
Reklamationsprotokoll. 

Kreis N. N. 

Gemeindebezirk Buchhain, 


Namen der Reklamanten: 
1. Gerber, Job. Kaspar, Bauer zu Buchhain. 
2. Schule zu Buchhain, vertreten durch den 
Schulvorstand Müller. 
Ausserdem war zugegen: der Schulze Eber- 
hard zu Buchhain 


Verhandelt N. N., den 11. April 1867. 


In Ausübung der Ihnen nach 88. 12. und fol⸗ 
gende des Geſetzes vom 8. Februar 1867 über die 
definitive Untervertheilung der Grundſteuer ꝛc. zu⸗ 
ſtehenden Befugniß zur Erhebung von Reklamationen 
gegen die Untervertheilung der Grundſteuer in dem 
nebenbenannten Bezirke erschienen heute die gleich⸗ 
falls nebenſeits bezeichneten Perſonen und gaben, 
nachdem das Sachverhältniß unter Zurhandnahme 
der Grundſteuerbücher und Karten zuvor eingehend 
SEN worden, die umſtehende Erklärung zu Pro⸗ 
tokoll. 

Zugleich wurden die Reklamanten unter Hin⸗ 
weis auf den Inhalt des an den Gemeindevorstand 
zu Buchhain ergangenen Eröffnungsſchreibens des 
Herrn Landraths nach Muſter I. zu §. 2. der durch 
das Amtsblatt publizirten Anweiſung vom 13. Fe- 
bruar 1867 darauf aufmerkſam gemacht, daß, falls die 
Reklamation ſich bei der demnächſtigen örtlichen 
Unterſuchung als unbegründet erweiſen ſollte, die 
Koſten der letzteren nach $. 14. des erwähnten Ge- 
ſetzes dem Reklamanten zur Laſt fallen und von 
demſelben im Verwaltungswege eingezogen werden 
würden. 

Reklamanten erklärten, dieſe Verwarnung wohl 
verſtanden zu haben und haben zum Zeichen deſſen, 
ſowie in Anerkennung der Richtigkeit der umſtehend 
eingetragenen Erklärung gegenwärtige Verhandlung 
durch Eintragung ihrer Unterſchrift in Spalte 14. 
vollzogen. 
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i = y r — —- 
Kreis N. N. 
Gemeinde- (Selbstständiger Gutes Grundsteuererhebungs-) Bezirk Buchhain. 

Nr. 12 (16,32). | 


A. 
i Nachweiſun 
der Reklamationen wegen unrichtiger Angabe des Flächeninhalts einzelner Grundſtücke oder wegen materieller Irrthümer. 


Bemerlu ug.“ Die ſpeziellen über die Reklamationen gepflogenen Verhandlungen ſind gegenwärtiger Nachweiſung unter Beifügung eines Hinweiſes auf die 
laufende Nummer der letzteren in einem geordneten Det beizulegen. Seite 1. 
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` Muſter WER, (zu 5. 10.) 
—— —— —— 


Grundſteueruntervertheilung. 


Kreis N. N. 
Gemeindebezirk Buchhain. 
An den Gemeindevorstand zu Buchhain. 


Zur örtlichen Unterſuchung der wegen materieller Irrthümer in den Grundſteuer⸗ 
büchern des obengenannten Bezirks erhobenen Einwendungen, imgleichen der Rekla⸗ 
mationen wegen unrichtiger Feſtſtellung des Flächeninhalts einzelner Grundſtücke ift 
ein Termin auf 

Mittwoch den öten Juni d. J. um 8 Uhr Vormittags 


angeſetzt worden. Hiervon ſind die umſtehend verzeichneten Grundbeſitzer mit der Aufforderung, der ört⸗ 
lichen Unterſuchung perſönlich oder durch Bevollmächtigte event. in Gemeinſchaft mit den Grenznachbarn 
beizuwohnen, die erforderliche Auskunft zu ertheilen und über das Reſultat der Unterſuchung ihre Erklä⸗ 
rung abzugeben, und mit der Verwarnung in Kenntniß zu ſetzen, daß, wenn die Betheiligten nicht er⸗ 
ſcheinen, oder die geforderte Auskunft oder Erklärung verweigern, mit der örtlichen Unterſuchung dennoch 
vorgegangen werden wird. Möchte aber in einem ſolchen Falle der Zweck der letzteren nicht vollſtändig 
oder gar nicht erreicht werden, ſo werden die Koſten der Unterſuchung und der etwa ſpäter nothwendig 
werdenden Nachtragsarbeiten je nach Lage der Sache den Ausbleibenden beziehungsweiſe denjenigen Be⸗ 
theiligten, durch welche die ſachgemäße Erledigung der Unterſuchung verhindert worden, zur Laſt gelegt 
und von denſelben im Verwaltungswege eingezogen werden. 

Der Gemeindevorstand wird ergebenſt erſucht, gegenwärtige Vorladung den umſtehend verzeichneten 
Grundbeſitzern inſinutren, und, daß dies geſchehen, von denſelben durch ihre Unterſchrift in Spalte 4. 
und 5. anerkennen zu laſſen, ferner die richtige Infinuation Selbſt zu beſchelnigen und endlich Gegenwär⸗ 
tiges geſälligſt ſobald als thunlich an den Unterzeichneten zurückgelangen zu laffen. 

N. N. den 25. Mai 1867. 


Der Fortſchreibungsbeamte. 
N. N. 


Urſchriftlich zurück 
den Herrn Fortſchreibungsbeamten N. N. 
uN 


an 


zu N. N. 
mit per . ee daß die Vorladung den umſtehend bezeichneten Grundbeſitzern richtig inſinuirt 
worden iſt. 
Buchhain, den 27. Mai 1867. 


Der Gemeindevorstand. 
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Grundſteueruntervertheilung. Muſter Wu. (zu S. 16.) 
—— —— — mg 


Kreis N. N. Lë < 
Gemeindebezirk Buchhain. 
An den Gemeindevorstand zu Buchhain. 


Zur örtlichen Unterſuchung der gegen die Elnſchätzung der Liegenſchaften des obengenannten Bezirks zur 
Grundſteuer erhobenen Reklamationen iſt ein Termin auf: 

Donverstag den 13. Juni um 8 Uhr Vormittags 
angeſetzt worden. Hiervon ſind die umſtehend verzeichneten Grundbeſitzer unter Hinwels auf die Vorſchriften im §. 18 des Geſetzes 
vom 8. Februar 1867 über die definitide Untervertheilung der Grundſteuer zc. (Geſetzſammlung Seite 185) mit der Aufforderung, 
der örtlichen Unterſuchung perſönllch oder durch Bevollmächtigte beizuwohnen und über das Reſultat der Unterſuchung ihre Erklärung 
abzugeben, und mit der Verwarnung in Keuntniß zu ſetzen, daß, wenn die bezeichneten Perſonen nicht erſcheinen oder die erſorderte 
Erklärung verweigern, mit der örtlichen Unterſuchung nichts deſto weniger vorgegangen werden wirb, { 

Der Gemeindevorstand wird ergebenfr erſucht, gegenwärtige Vorladung ben umſtehend verzeichneten Grundbeſitzern infinutren, 
und daß dies geſchehen, von denſelben durch ihre Unterſchrift ia Spalte 4 und 5 anerkennen zu laffen, ferner die richtige Inſinna⸗ 
tion Selbſt zu beſcheinigen, und endlich Gegenwärtiges gefälligſt ſobald als thunlich an die unterzeichnete Reklamationsdeputation, zu 
Händen des Herrn N. N. zu N. N. zurückgelangen zu laſſen. 

Außerdem hat nach der gedachten Geſetzesvorſchrlft 

der Gemeindevorstand 

Selbſt der gedachten örtlichen Unterſuchung ebenfalls beizuwohnen und Seine Erklärung über letztere abzugeben. 

VNV. N. den 4. Juni 1867. TR 

Die Reklamationsdeputation. N N, 
Urſchriftlich zurück an die Reklamationsdeputation K äs: des Herrn N. N. e 
zu N. N. 
mit der Beſcheinigung, daß die Vorladung den umſtehend bezeichneten Grundbeſitzern richtig inſinuirt worden iſt. 
Buchhain, den 6. Juni 1867. 


m Bülreau der Königlichen Regierung. — Druck der Hofbuchdruckerei von Trowitzſch u. Sohn in Frankfurt a. 


Der Gemeindevorstand N. N. 
Der vorzuladenden 6 


Der vorzuladenden Grundbeſitzer 


Der Vorladung 


j 
l 
| 


D | | * 

È Name | wann Beſcheinigung, daß] Bemer- E wann Beſcheinigung, daß Bemer- 
SE) | ſie fie geihehen, durch a fie | | fie geſchehen, durch 

BE nnd Wohnort, f geſche. eigenhändige t 8 Wohnort.] geſche⸗ eigenhändige RER 
= | hen. Unterſchrift des [ kungen. 2 | ben. ` AUnkerſchrift bes | gen. 
Stan d. Grundbeſtgers. Š Grundbeſitzers. 


Datunt. 
| 2 i 


1 1 21 21 
2 2 22 22 
3 3 23 23 
vis dis vis bis 
20 20 40 40 


A 


ve 


